
Von Ramona Deeg

P F O R Z H E I M / E N Z K R E I S . Die Beweggründe
mögen im Einzelnen variieren, doch das
große Ziel haben mehr als 30 Bündnispart-
ner klar vor Augen: „Stopp Altersarmut“
heißt ein Zusammenschluss von zahlrei-
chen Organisationen in Baden-Württem-
berg, die nun einen offenen Brief an die
SPD-Bundestagsabgeordnete Katja Mast
übergeben haben. Die Politikerin des
Wahlkreises Pforzheim/Enzkreis vertritt
die Sozialdemokraten in der von Hubertus
Heil (SPD; Bundesminister für Arbeit und
Soziales) initiierten Rentenkommission.
Bis März 2020 soll das zehn Mitglieder
zählende Gremium, dem neben Vertretern
der Regierungsparteien auch Wissen-
schaftler und Gewerkschaftsvertreter an-
gehören, sich mit den drei Säulen – gesetz-
lich, betrieblich und privat – der Renten-
versicherung ab 2025 auseinandersetzen.

Das Bündnis gegen Altersarmut in Ba-
den-Württemberg, dem Sozialverbände
und Gewerkschaften sowie unter anderem
die Landfrauen und kirchliche Bewegun-
gen angehören, hat in seinem offenen Brief
klar Stellung bezogen. Grundsätzlich geht
es allen um ein „Leben in Würde“. Dafür
müsse sich das Rentenniveau stabilisieren
und auf mindestens 50 Prozent angehoben
werden, lautet eine Forderung. Wobei die
Bündnispartner bei der Übergabe des
Briefs deutlich machten, dass es sich bei
diesem Wert um eine Mindestforderung
handle. Insbesondere Frauen seien durch
unterbrochene Erwerbsbiografien und
Teilzeitbeschäftigungen oft von Armut im
Alter betroffen. „Die gesetzliche Rente soll
wieder die Wahrung des Lebensstandards
im Alter ermöglichen“, fordern die Unter-

zeichner in ihrem Schreiben. Zudem müsse
die betriebliche Altersvorsorge auch für
Beschäftigte in Klein- und Kleinstbetrie-
ben zugänglich gemacht werden. Auch das
sei ein Punkt, der insbesondere Frauen zu-
gute komme, ist das Bündnis überzeugt.
Auch zum Thema private Altersvorsorge
hat das Bündnis eine klare Meinung: Sie
habe versagt, weil sie unter anderem ho-
hen Kapitalmarktrisiken ausgesetzt sei
und viele Geringverdiener nicht genug
Geld übrig hätten, um aus der eigenen Ta-
sche für ihr Rentenalter vorzusorgen.

Katja Mast sieht den offenen Brief, den
sie als einziges Mitglied der Rentenkom-
mission aus Baden-Württemberg in Emp-
fang nahm, als Rückendeckung für ihre

Positionen und die der SPD. „Die Durch-
schnittsrente bei Männern beträgt 1100
Euro und bei Frauen 600 Euro“, nannte sie
Zahlen, an denen es zu arbeiten gelte. Die
Sozialdemokratin machte auch deutlich,
dass es in der Kommission sehr unter-
schiedliche Meinungen gebe. Aus der dor-
tigen Arbeit berichtete sie, dass man zahl-
reiche Verbände angehört und in einem
Generationendialog mit jungen und älte-
ren Menschen ins Gespräch gekommen sei.
Sie empfinde ihre Mitgliedschaft in dieser
Arbeitsgruppe als große Aufgabe. Ihr sei es
wichtig, sich gegen Kinder- und Altersar-
mut und für ein gutes Erwerbsleben stark-
zumachen. Dabei sei es ihr auch sehr wich-
tig, stets die Frauen im Blick zu haben.

Bündnis gegen Altersarmut in Baden-Württemberg wendet sich an die Abgeordnete Katja Mast

Offener Brief für eine sichere Rente

Vertreter zahlreicher Organisationen setzen sich für eine sichere Rente ein und übergeben einen offe-
nen Brief an die SPD-Bundestagsabgeordnete Katja Mast (4. v. li.). Foto: Deeg
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Auch wenn es sich bei ihrem Zuständigkeits-
bereich nur um einen kleinen Ausschnitt han-
delt, seien die Eindrücke doch ein Indikator
für steigende Armut im Alter, ist Isolde Ren-
ner-Rosentreter überzeugt: In den vergange-
nen Jahren habe auch in der Schuldnerbera-
tung der Diakonie Enzkreis in Mühlacker die
Anzahl der Beratungen von Menschen der Ge-

neration „60 plus“
zugenommen.
     Zudem erzähle im
Durchschnitt jede
Woche einmal ein äl-
terer Mensch im Rah-
men der offenen
Sprechstunde, dass er
nicht genügend Geld
habe, um eine anste-
hende Zuzahlung für
Arzneimittel in der
Apotheke zu leisten.

„In diesen Fällen bin ich froh, wenn ich im
Einzelfall durch Spenden, die uns erreichen,
helfen kann“, erklärt Renner-Rosentreter,
„aber das ist nicht die Lösung des Problems.“
     Die Diakonie-Chefin geht davon aus, dass
sich solche Probleme bei den nächsten Rent-
ner-Generationen verschärfen, schließlich
sinke das Rentenniveau seit Jahren, während
die Lebenshaltungskosten – allen voran die
Mietpreise – immer weiter anstiegen. „Viele
Senioren ziehen in kleinere Wohnungen, die
allerdings überdurchschnittlich teurer sind“,
weiß Renner-Rosentreter. Zudem sei die Ren-
te ab 70 im Gespräch, was bedeute, dass Men-
schen, die etwa aus gesundheitlichen Grün-
den nicht so lange arbeiten könnten, bei ihrer
Rente mit großen Abschlägen rechnen müss-
ten. Das mache sich dann oftmals schon bei
den notwendigsten Lebenshaltungskosten
wie Miete und Essen bemerkbar. (ram)

Die Zahl der Klienten
über 60 Jahre wächst

Renner-Rosentreter.


